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Menschenrechtsausschuss  |  128. bis 130. Tagung 2020 
n Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf Menschenrechte 
n Bemerkungen zu Tunesien nach Verfassungsänderung
n Neuer Allgemeiner Kommentar zum Versammlungsrecht

Der Menschenrechtsausschuss 
(Committee on Civil and Political 
Rights – CCPR) hielt im Jahr 2020 

die üblichen drei tagungen (128. ta-
gung: 2.–27.3.; 129. tagung: 29.6.–24.7.; 
130. tagung: 12.10.–6.11.). Der CCPr 
wacht über die einhaltung des Interna-
tionalen Paktes über bürgerliche und 
politische Rechte (International Co-
venant on Civil and Political Rights – 
ICCPR; Zivilpakt). Der Zivilpakt hat zwei 
Fakultativprotokolle: Das erste eröff -
net die Möglichkeit eines individualbe-
schwerdeverfahrens von Personen gegen 
den Mitgliedstaat. Das zweite verfolgt die 
abschaffung der todesstrafe. auf seinen 
tagungen beschäftigt sich der CCPr 
mit den Berichten der Mitgliedstaaten 
sowie den individualbeschwerden. auf-
grund der Corona-Pandemie konnte nur 
die Frühlingstagung in Genf abgehalten 
werden, die Sommer- und die Herbst-
tagungen fanden online statt. 

Die Zahl der Mitgliedstaaten des Pak-
tes liegt unverändert bei 173, ebenso die 
anzahl der Mitgliedstaaten des ersten 
Fakultativprotokolls. Sie bleibt bei 116 
Mitgliedstaaten. Beim zweiten Fakulta-
tivprotokoll gab es ebenfalls keinen neu-

en Beitritt, sodass es bei 88 Mitglied-
staaten bleibt. Jedoch unterschrieb Ka - 
sachstan im September 2020 das zweite 
Fakultativprotokoll. Diese Unterschrift 
signalisiert die Zustimmung des Staates, 
dem Vertrag beizutreten und durch den 
Vertrag gebunden zu sein. Damit geht 
die Verpflichtung einher, alle Handlun-
gen zu unterlassen, die Ziel und Zweck 
des Vertrags verletzten. 

128. Tagung 

Die Frühjahrstagung befasste sich mit 
den Staatenberichten von Portugal, tu-
nesien, Usbekistan und der Zentralaf-
rikanischen republik. Beispielhaft soll 
hier auf die abschließenden Kommen-
tare zu den Berichten von tunesien und 
Usbekistan eingegangen werden. 

Tunesien
Der Menschenrechtsausschuss behan-

delte den sechsten Bericht tunesiens. es 
handelt sich jedoch um den ersten Be-
richt seit der revolution im rahmen des 
arabischen Frühlings und der Verfas-
sungsänderung im Jahr 2014. Diese so-

wie weitere Gesetzesänderungen bezie-
hungsweise neuentwürfe wurden posi- 
tiv hervorgehoben, die die Umsetzung 
der im Pakt festgelegten rechte fördern. 
ebenso wurden die Beitritte und rati-
fizierungen zu diversen internationalen 
Übereinkommen, wie dem ersten Fa-
kultativprotokoll oder des Übereinkom-
mens zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau (Convention on 
the elimination of all Forms of Discri-
mination against Women – CeDaW) 
gewürdigt. Dennoch bleiben einige Be-
reiche, in denen der ausschuss Kritik 
übt: Der CCPr beklagte, dass das ge-
setzlich vorgesehene Verfassungsgericht 
noch nicht etabliert wurde. Gleiches gelte 
für die Besetzung des nationalen Men-
schenrechtsausschusses. Zudem kriti-
sierte der ausschuss die vorgesehene 
auswahl und Qualifizierung der Verfas- 
sungsrichterinnen und -richter als in-
transparent. ein weiterer sorgebereiten-
der Bereich ist die aufarbeitung der Zeit 
des autoritären regimes in den Jahren 
1955 bis 2013. auch der seit dem Jahr 
2015 anhaltende öffentliche notstand 
ist nicht konform mit artikel 4 des Zi-
vilpakts. es fehle die offizielle Benach-
richtigung an den Generalsekretär der 
Vereinten nationen sowie die richter-
liche Kontrolle der Maßnahmen. Der 
ausschuss hielt zudem fest, dass der tu-
nesische ansatz der terrorismusbekämp-
fung zu weit gehe und fundamentale 
bürgerliche rechte, wie die Versamm-
lungs- oder Meinungsfreiheit und justi-
zielle rechte, einschränke. Letztlich äu-
ßerte sich der ausschuss besorgt über 
den fehlenden Schutz vor Diskriminie-
rungen, insbesondere bei Frauen sowie 
Lesben, Schwulen, bi-, trans- und inter-
sexuellen Menschen (LGBtis).

Usbekistan
im Fall Usbekistans ging es um den 

fünften regelmäßigen Bericht des zen-
tralasiatischen Landes. Der ausschuss 
lobte unter anderem Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern, indem das gesetzli-
che Mindestalter für eine Heirat auf 18 
festgelegt und die Kinderarbeit im rah-
men der Baumwollernte verboten wurde. 
außerdem hat Usbekistan Fortschritte 
in der Verstärkung der rolle von Verei-
nen und nichtstaatlichen organisationen 
(nGos) im Land sowie dem besseren 

Mit Protesten gegen die Probleme im Gesundheitssektor des Landes forderten die Tunesierinnen 
und Tunesier am 25. Juli 2021 den Rücktritt der Regierung und die Auflösung des Parlaments in 
Tunis.   FOTO:  PICTure ALLIANCe/AA|YASSINe GAIDI
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Lea Barbara Kuhlmann
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Lea Barbara Kuhlmann, Menschen-
rechtsausschuss: 125. bis 127. Tagung 
2019, VN, 4/2020, S. 180f., fort.)

Schutz von inhaftierten Personen ge-
macht. ein Kritikpunkt war das anhal-
tende Fehlen der Umsetzung von emp-
fehlungen aus individualbeschwerde- 
verfahren, insbesondere wenn es um die 
Änderung von Gesetzen geht. ein weite-
rer Problembereich, der vom ausschuss 
kommentiert wurde, betrifft fundamen-
tale Bürgerrechte, wie zum Beispiel die 
Bewegungs-, Meinungs- und Versamm-
lungs- sowie die religionsfreiheit. au-
ßerdem gebe es Schwächen bei justi-
ziellen rechten und dem passiven Wahl- 
recht. Der ausschuss zeigte sich – trotz 
Maßnahmen und reformen – besorgt 
über die Korruption und Bestechung im 
Land. Usbekistan wurde zudem auch 
über die fehlende aufarbeitung der Un-
ruhen in andijon im Jahr 2005 kriti-
siert, insbesondere über die Weigerung 
einer internationalen Untersuchung. Da-
rüber hinaus äußerte sich der ausschuss 
zu Usbekistan besorgt über den fehlen-
den Schutz vor Diskriminierungen, ins-
besondere bei Frauen und LGBti-Per-
sonen.

129. und 130. Tagung

Die Sommer- und Herbsttagung wurde 
aufgrund der Pandemie in eingeschränk-
ter Form virtuell abgehalten. in diesem 
rahmen wurden keine Staatenberichte 
verfasst und behandelt. Diese wurden 
auf die tagungen im Jahr 2021 verscho-
ben. Der ausschuss beschäftige sich aber 
weiterhin mit individualbeschwerden 
unter dem zweiten Fakultativpro tokoll, 
um einer pandemiebedingten Schutz-
lücke vorzubeugen. Während des ge-
samten Jahres wurden 103 individual-
beschwerden vom Menschenrechtsaus- 
schuss angehört. 

Erklärung zu Menschenrechten 
und der COVID-19-Pandemie

Die CoViD-19-Pandemie beschäftigte 
den ausschuss auch außerhalb der ta-
gungen. im april 2020 verabschiedete 
der CCPr eine erklärung zur außer-
kraftsetzung der Vertragsverpflichtungen 
im Falle eines öffentlichen notstands in 
Bezug auf die Pandemie. Darin erkann -
te der ausschuss an, dass die Mitglied-

staaten in manchen Fällen die rechte 
des Paktes einschränken müssen, um das 
Leben und die Gesundheit schützen zu 
können. Das gelte insbesondere für Staa-
ten mit hohen infektionsraten. Der aus-
schuss betonte aber, dass sich die Staa-
ten an die Vorgaben des öffentlichen 
notstands (artikel 4) halten sollen. im 
einzelnen müssen die Staaten den not-
stand sofort an den Un-Generalsekre -
tär übermitteln, die Maßnahmen müs-
sen verhältnismäßig bleiben, zeitlich und 
geografisch begrenzt sein, dürfen nicht-
diskriminierend sein und nicht die arti-
kel 6; 7; 8, absatz 1 und 2; 11; 15; 16 
und 18 des Zivilpakts außer Kraft set-
zen. Der ausschuss empfiehlt außerdem, 
wenn nicht abwendbar, die einschrän-
kungen auf die Freizügigkeit, die Ver-
sammlungs- und Meinungsfreiheit sowie 
die persönliche Freiheit und Privatsphä-
re zu beschränken. Letztlich betonte er 
die relevanz von Meinungsfreiheit und 
öffentlichem Diskurs sowie Zugang zu 
informationen, um eine angemessene 
außerkraftsetzung zu garantieren. 

Wahl neuer Ausschussmitglieder

im September 2020 fand außerdem das 
38. treffen der Mitgliedstaaten des Pak-
tes statt. Dabei wurden neun neue Mit-
glieder des ausschusses gewählt. Die 
neuen Mitglieder kommen aus Äthiopien, 
Kanada, Marokko, Paraguay, Portugal, 
Spanien, Südkorea, togo und den USa. 
Die amtszeit des deutschen ausschuss-
mitglieds, andreas Zimmermann (Uni-
versität Potsdam), endete am 31. De-
zember 2020. Die insgesamt 18 Mit- 
glieder des ausschusses werden in einer 
geheimen Wahl aus einer Liste von Per-
sonen gewählt, die die Mitgliedstaaten 
vorschlagen. Jeder Mitgliedstaat darf 
bis zu zwei Persönlichkeiten vorschla-
gen, die von hohem sittlichem ansehen 
und anerkannter Sachkenntnis auf dem 
Gebiet der Menschenrechte sind, wobei 
die Zweckmäßigkeit der Beteiligung von 
Personen mit juristischer erfahrung ge-
mäß artikel 28, absatz 2 und artikel 
29, absatz 2 des Zivilpakts zu berück-
sichtigen ist. Die vorgeschlagenen Perso-
nen müssen die Staatsangehörigkeit des 
vorschlagenden Staates haben. Bei der 
Wahl der neuen Mitglieder ist gemäß 

artikel 31, absatz 2 des Zivilpakts auf 
eine gerechte geografische Verteilung 
der Sitze und auf die Vertretung der ver-
schiedenen Zivilisationsformen sowie 
der hauptsächlichen rechtssysteme zu 
achten. Die ausschussmitglieder wer-
den auf vier Jahre gewählt und können 
einmal wiedergewählt werden. 

Allgemeiner Kommentar zur 
Versammlungsfreiheit

Der CCPr erarbeitet sogenannte allge-
meine Kommentare (General Com-
ments) als interpretationsrichtlinien für 
Staaten und die eigene Spruchpraxis. 
Diese sind rechtlich nicht bindend. es 
kommt ihnen aber eine besondere auto-
rität für die interpretation des Zivil-
pakts zu. Der ausschuss begann die ar-
beit an dem 37. allgemeinen Kommentar 
zum recht auf friedliche Versammlung 
gemäß artikel 21 des Zivilpakts im 
Frühling 2017 und erarbeitete einen ers-
ten entwurf. ein Jahr später, während 
der 128. tagung, wurde der überarbei-
tete entwurf vorgelegt. Mitgliedstaaten, 
nGos, nationale und internationale Men-
schenrechtsinstitutionen sowie die Wis-
senschaft konnten dazu Stellung neh-
men. Die finale Version des Kommentars 
wurde während der Sommertagung an-
genommen. Der allgemeine Kommen-
tar definiert in umfassender Weise den 
Schutzbereich des rechts auf friedliche 
Versammlung, die Verpflichtungen der 
Staaten in Bezug darauf, mögliche ein-
schränkungen, insbesondere die anmel-
dung von Versammlungen, die rechte 
und Pflichten der Polizei während Ver-
sammlungen und das Versammlungs-
recht während bewaffneter Konflikte und 
öffentlicher notstände. insgesamt schätzt 
der CCPr die Versammlungsfreiheit als 
fundamentales recht im Sinne einer de-
mokratischen Mitwirkung eines Volkes, 
der rechtsstaatlichkeit, eines Pluralismus 
sowie der Menschenrechte.


